
Landgericht Wiesbaden 
  
2 O 50/25 
 
 
 

 

Im Namen des Volkes 
Urteil 

 
In dem Rechtsstreit 

IDO Interessenverband für das Rechts- und Finanzconsulting deutscher Online-Unternehmen 
e.V. vertr.d.d. Vorstand, Uhlandstraße 1, 51379 Leverkusen 
  - Kläger - 
 
Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte und Rechtsanwältinnen Dierkes & Partner, Fischertwiete 1, 20097 Hamburg 
Geschäftszeichen: 000076-25/TR/SAd 
 
gegen 
 
1. Heinrich Baison GbR ges. vertr. d. d. Gesellschafter Heinrich Baison, Delkenheimer Str. 
18-20, 65239 Hochheim am Main 
 
2. Heinrich Baison, Delkenheimer Str. 18-20, 65239 Hochheim 
  - Beklagte - 
 
Prozessbevollmächtigte zu 1. und 2.: 
Rechtsanwälte und Rechtsanwältinnen Bette Westenberger Brink, Große Langgasse 
1a, 55116 Mainz 
Geschäftszeichen: PR 1186/23 
 
 
hat das Landgericht Wiesbaden – 2. Zivilkammer – durch die Richterin Scupra als 
Einzelrichterin im schriftlichen Verfahren gemäß § 128 Abs. 2 ZPO aufgrund der bis zum 
15.10.2025 eingereichten Schriftsätze für Recht erkannt: 

1. Die Klage wird abgewiesen.  

2. Die Kosten des Rechtsstreits trägt der Kläger. 
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3. Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des jeweils zu 
vollstreckenden Betrages vorläufig vollstreckbar. 

4. Der Streitwert wird auf EUR 6.000,00 festgesetzt. 

Tatbestand 

Die Parteien streiten um die Zahlung einer Vertragsstrafe in Höhe von EUR 6.000,00 wegen 
behaupteten Verstoßes gegen eine Unterlassungsvereinbarung in einer 
wettbewerbsrechtlichen Angelegenheit. 

Der Kläger, ein Interessenverband, gehört nicht zu den Wirtschaftsverbänden, die seit dem 
01.12.2021 nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 UWG in die Liste qualifizierter Wirtschaftsverbände des 
Bundesamtes für Justiz eingetragen sei müssen. Ein Eintragungsverfahren des Klägers beim 
Bundesamt für Justiz läuft derzeit und ist noch nicht abgeschlossen 

Die Beklagten bieten Waren in ihrem Online-Shop unter www.weingut-baison.de an. Dort 
veröffentlichen sie insbesondere Angebote betreffend die Branche Lebensmittel / Genussmittel. 

Der Kläger hat die Beklagten wegen wettbewerbsrechtlicher Verstöße in Zusammenhang mit 
dem Verkauf von Lebensmittel und Genussmittel im Onlinehandel außergerichtlich abgemahnt.  

Am 05.03.2020 unterzeichneten die Beklagten eine strafbewehrte Unterlassungserklärung, mit 
welcher sich die Beklagten verpflichteten, es bei Vermeidung einer für jeden Fall der 
schuldhaften Zuwiderhandlung fälligen, vom Kläger nach billigem Ermessen zu bestimmenden 
und im Streitfalle vom zuständigen Gericht auf Billigkeit zu überprüfenden und von den 
Beklagten, an den Kläger zu zahlende Vertragsstrafe zu unterlassen. Hinsichtlich des Weiteren 
Inhalts der Unterlassungserklärung vom 05.03.2020 wird auf den Inhalt der Anlage K3 
verwiesen (im Anlageband Klägerseite).  

Am 03.06.2023 hat der Kläger Kenntnis davon erlangt, dass die Beklagten weiterhin Angebote 
und Verbraucherinformationen unter www.weingut-baison.de veröffentlichen.  

Mit Aufforderungsschreiben vom 05.06.2023 (Anlage K4 im Anlageband Klägerseite) hat der 
Kläger die Beklagten zur Zahlung einer angemessenen Vertragsstrafe aufgefordert. Eine 
Zahlung seitens der Beklagten blieb aus.  

Daraufhin haben die Beklagten den unter dem 05.03.2020 zwischen den Parteien 
geschlossenen Unterlassungsvertrag mit Kündigungsschreiben vom 25.09.2023 
außerordentlich gekündigt. 

Der Kläger behauptet, auf der Webseite der Beklagten seien weiterhin Angebote und 
Verbraucherinformationen veröffentlicht, die gegen den Inhalt der abgegebenen 
Unterlassungserklärung vom 05.03.2020 verstoßen würden. Darüher hinaus liege keine 
wirksame Kündigung vor. Der Kläger ist ferner der Rechtsansicht, eine Aktivlegitimation folge 
aus der zwischen den Parteien getroffenen Unterverlassungsverpflichtungsvereinbarung. Die 
Vertragsstrafe sei durch den Kläger in angemessener Höhe nach billigem Ermessen festgesetzt 
worden. 

Der Kläger beantragt,  

Die Beklagten werden verurteilt, an den Kläger 6.000,00 EUR nebst Zinsen in Höhe von 5 
Prozentpunkten über dem Basissatz ab Rechtshängigkeit zu zahlen. 

Die Beklagten beantragen,  
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 die Klage abzuweisen.  

Die Beklagten sind der Rechtsansicht, dem Kläger fehle die Aktivlegitimation und der Kläger sei 
auch nicht klagebefugt für die gerichtliche Geltendmachung von Vertragsstrafen aus früheren 
Abmahnungen. Darüber hinaus stehe dem Anspruch auf Vertragsstrafe der Einwand des 
Rechtsmissbrauchs entgegen. Es sei rechtsmissbräuchlich, wenn der Kläger trotz Kündigung 
der Unterwerfungsvereinbarung durch die Beklagten weiterhin Zahlung der Vertragsstrafe 
fordere. Im Übrigen bestreitet die Beklagtenseite die Angemessenheit der Höhe der geltend 
gemachten Vertragsstrafe und behauptet weiter, die abgemahnten Verstöße auf der Webseite 
seien längst beseitigt worden.   

Mit Beschluss vom 19.08.2025 wurde nach erteiltem Einverständnis der Parteien das 
schriftliche Verfahren gemäß § 128 ZPO unter Einräumung einer Schriftsatzfrist bis zum 
15.10.2025 angeordnet. 

Wegen der weiteren Einzelheiten und des näheren Inhalts des Parteivortrags, insbesondere im 
Hinblick auf die zitierte Rechtsprechung und auf die vorgetragenen Rechtsansichten wird auf 
den Inhalt der wechselseitigen Schriftsätze verwiesen.  

Entscheidungsgründe 

Ob die Klage zulässig ist, kann dahinstehen, denn die Klage ist jedenfalls unbegründet. Der 
Kläger ist nicht zur Geltendmachung einer Vertragsstrafe aufgrund eines behaupteten 
Verstoßes gegen die Unterlassungserklärung vom 05.03.2020 sachbefugt und damit nicht 
aktivlegitimiert.  

Dem Kläger steht der geltend gemachte Vertragsstrafeanspruch nicht zu. Die Berufung auf die 
von den Beklagten mit Kündigungsschreiben vom 25.09.2023 gekündigte 
Unterlassungserklärung vom 05.03.2020 stellt eine unzulässige Rechtsausübung dar, da der 
Kläger unstreitig infolge der Gesetzesänderung aus dem Jahr 2020 nicht mehr zur 
Geltendmachung des Unterlassungsanspruchs und der daraus resultierenden Vertragsstrafe 
sachbefugt ist. 

Das Gesetz zur Stärkung des fairen Wettbewerbs vom 26.11.2020 macht mit Wirkung ab dem 
02.12.2020 in § 8 Abs. 3 Nr. 2 UWG die Eintragung in die Liste der qualifizierten Einrichtungen 
zur Voraussetzung des Fortbestandes der Aktivlegitimation. In diese Liste ist der Kläger 
unstreitig nicht eingetragen. Wirtschaftsverbände, die bis zum 01.12.2021 die Eintragung in der 
Liste nicht erreicht haben, werden mit der Überleitungsvorschrift des § 15a Abs. 1 vor dem 
Verlust der Aktivlegitimation abgesichert, sofern Rechtshängigkeit vor dem 01.09.2021 
eingetreten ist. Das Verfahren war nach dem 01.09.2021 rechtshängig, so dass die 
Übergangsvorschrift des § 15a Abs. 1 UWG nicht zur Anwendung kommt. Entgegen der 
Rechtsansicht des Klägers betrifft die Übergangsregelung des § 15a UWG nur die 
Sachbefugnis für Ansprüche resultierend aus § 8 UWG und nicht hingegen den Fortbestand 
von Altunterlassungsverträgen bzw. Abmahnungen, die vor dem 01.12.2020 zugegangen sind 
(so auch OLG Köln, Urteil vom 14.03.2025 – 6 U 116/24).  

Entgegen der Rechtsansicht der Klägerseite geht das Gericht von der Wirksamkeit der 
Kündigung vom 25.09.2023 aus. Nach der Rechtsprechung des BGH liegt bei Fehlen oder 
Wegfall der Klagebefugnis/Aktivlegitimation ein wichtiger Grund vor, der den Schuldner 
berechtigt, den Vertrag innerhalb einer angemessenen Frist außerordentlich aus wichtigem 
Grund zu kündigen (BGH GRUR 1997, 382, juris-Rn. 24 ff. – Altunterwerfung I; BGH GRUR 
1997, 386, juris-Rn. 28 ff. – Altunterwerfung II; BGH GRUR 1998, 953, juris-Rn. 20 – 
Altunterwerfung III; BGH GRUR 2001, 85, juris-Rn. 19 – Altunterwerfung IV; OLG Köln, Urteil 
vom 14.03.2025 – 6 U 116/24 m.w.N.; Ottofülling in MüKo zum Lauterkeitsrecht, 3. Auflage 
2022, § 13 UWG Rz. 226 m.w.N.).  
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Könnte der Kläger für vor der Kündigung vom 25.09.2023 liegende Verstöße noch 
Vertragsstrafen verlangen, widerspräche dies dem Ziel des Gesetzgebers, einer 
missbräuchlichen Anspruchsverfolgung entgegenzuwirken (OLG Dresden, Urteil vom 
20.05.2025 – 14 U 1540/24). Entfällt für den Kläger mangels Listeneintrags die Sachbefugnis, 
kann er nicht mehr durch die Geltendmachung von Unterlassungsansprüchen nach § 8 Abs. 1 
UWG zur Förderung des lauteren Wettbewerbes beitragen. Als nicht in die Liste eingetragener 
Verband soll er nach dem eindeutigen Wortlaut des Gesetzes und nach dem Gesetzeszweck 
auch nicht weiterhin Einnahmen aus Vertragsstrafenvereinbarungen erzielen (OLG Dresden, 
Urteil vom 20.05.2025 – 14 U 1540/24; OLG Köln, Urteil vom 14.03.2025 – 6 U 116/24). Eine 
Vollstreckung aus einer anderslautenden Entscheidung im Erkenntnisverfahren könnte zudem 
aufgrund der fehlenden Sachbefugnis infolge der Gesetzesänderung erfolgreich mit einer 
Vollstreckungsabwehrklage beseitigt werden, wie das jüngst ergangene Urteil des BGH vom 
17.07.2025 gezeigt hat (BGH, Urteil vom 17.07.2025 – I ZR 243/24).  

Obwohl die Kündigung grundsätzlich ex nunc wirkt, kann sich die Geltendmachung einer vor 
Erklärung der Kündigung verwirkten Vertragsstrafe als rechtsmissbräuchlich im Sinne des 
§ 242 BGB darstellen, wenn der Gläubiger offensichtlich nicht mehr klagebefugt war (mit 
Verweis auf die geltende Rechtsprechung Brüning in Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, 5. 
Auflage 2021, § 13 UWG Rz. 157 f.). Dies wird mit dem Unbilligkeitsgedanken begründet, denn 
es wäre unbillig, die Beklagten weiterhin an einer Unterlassungsverpflichtung festzuhalten, die 
aufgrund eines Verlustes der Klagebefugnis in der Sache nicht mehr besteht. In einem solchen 
Fall ist es daher dem Gläubiger verwehrt, eine Vertragsstrafe durchzusetzen, wenn der durch 
die Unterwerfungserklärung gesicherte Anspruch eindeutig nicht mehr besteht (so auch Brüning 
in Harte/Henning, UWG, aaO, § 13 Rn. 160). 

Eine Gesamtabwägung aller Umstände zum Rechtsmissbrauch im Sinne von § 13a Abs. 1 
UWG ist insoweit nicht erforderlich. Vielmehr ist nach der Rechtsprechung des BGH jede 
Geltendmachung von Vertragsstrafen rechtsmissbräuchlich, wenn keine Klagebefugnis mehr 
besteht. Dem steht auch nicht die von der Klägerseite mehrfach zitierten Entscheidung des 
BGH vom 07.03.2024 entgegen, in der eine Gesamtabwägung zum Rechtsmissbrauch 
gefordert wird (BGH, Urteil vom 07.03.2024 – I ZR 83/23 – Vielfachabmahner II). Der 
Sachverhalt hier ist anders gelagert, denn in dem dort entschiedenen Fall war gerade keine 
Kündigungsmöglichkeit zum Zeitpunkt des Verstoßes gegen die Unterlassungserklärung 
gegeben, da der Verstoß im März 2021 erfolgte, also zu einem Zeitpunkt, als der dortige Kläger 
noch klagebefugt war (siehe dazu OLG Hamm, Urteil vom 27.05.2025 – 4 U 78/22, Rz. 27 f.; 
so auch LG Trier, Urteil vom 14.03.2025 – 7 HK O 50/23). Im streitgegenständlichen Verfahren 
beruht die Geltendmachung der Vertragstrafe auf behaupteten Verstößen aus Juni 2023, d.h. 
nach dem Verlust der Sachbefugnis bzw. Aktivlegitimation infolge der zitierten 
Gesetzesänderung.  

Schließlich kann es nach Überzeugung des Gerichtes dahinstehen, ob und wann die 
Sachbefugnis des Klägers wiederaufleben kann. Denn die noch nicht erfolgte Eintragung in die 
Liste des Bundesamtes für Justiz nicht in die Sphäre der Beklagten fällt. Zudem köme einer 
zukünftigen Eintragung keine Rückwirkung zu, insbesondere führt eine verspätete Eintragung 
nicht zur Unwirksamkeit der Kündigung vom 25.09.2023.  

Mithin ist die Klage abzuweisen.  

Die Kostenentscheidung beruht auf § 92 Abs. 1 ZPO. Die Entscheidung über die vorläufige 
Vollstreckbarkeit folgt aus § 709 ZPO. 

Die Festsetzung des Streitwerts entspricht dem geltend gemachten Interesse, §§ 39 Abs. 1, 48 
Abs. 1 S. 1 GKG i. V. m. § 3 ZPO. 
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Scupra 
Richterin 

 
 

 
 

 

 


